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ist, die Themen Frauenhandel und Gewalt 
an Migrantinnen auf die politische Agen-
da zu setzen und Maßnahmen gegen die-
ses Unrecht einzufordern. Heute sind im 
KOK bundesweit 35 Mitgliedsorganisati-
onen vertreten. Der KOK ist europaweit 
die einzige nationale Koordinierungsstelle 
und kann auch als Modell für eine erfolg-
reiche fachspezifische Vernetzung gesehen 
werden.

Das Beratungs- und Betreuungsangebot 
der verschiedenen Fachberatungsstellen 
ist ähnlich, kann aber in Detailfragen 
auch Unterschiede aufweisen. Exempla-
risch wird die Arbeit während der Kon-
taktaufnahme und dem Erstgespräch, die 
notwendigen Rahmenbedingungen, die 
psychosoziale Betreuung sowie die Rück-
kehrhilfen vorgestellt. 

Kontaktaufnahme

Oftmals findet die Kontaktaufnahme zwi-
schen Fachberatungsstelle und dem Opfer 
von Menschenhandel über die Vermitt-
lung der Polizei statt. Trifft die Polizei bei 
Kontrollen oder Razzien potenzielle Op-
fer an, sollte sie die betreffenden Frauen 
über das Beratungsangebot der zuständi-
gen Fachberatungsstelle informieren und 

Menschenhandel zum Zweck der sexuel-
len Ausbeutung ist ein Gewaltdelikt, das 
überwiegend Frauen betrifft und bei den 
Betroffenen häufig physische und psychi-
sche Schäden hinterlässt. Die Bekämpfung 
des Menschenhandels und die damit zu-
sammenhängenden polizeilichen Ermitt-
lungen gestalten sich als schwierig und 
zeitaufwändig, zumal Ermittlungserfolge 
und die Sicherung des Strafverfahrens in 
starkem Maße von der Kooperationsbe-
reitschaft und der Zeuginnenaussage be-
troffener Frauen abhängen.
Opfer von Menschenhandel befinden 
sich in einer ausgesprochen schwierigen 
persönlichen Situation, sind psychischem 
Stress ausgeliefert und häufig sind sie auf 
Grund der zurückliegenden Erfahrungen 
traumatisiert.
In der effektiven Bekämpfung des Men-
schenhandels sind die Strafverfolgungs-
behörden jedoch auf die Unterstützung 
gerade dieser Frauen angewiesen. Nur 
durch die Zeuginnenaussagen betroffener 
Frauen können Strafverfahren erfolgreich 
zum Abschluss gebracht und damit Täter 
und Täterinnen verurteilt werden. Die be-
sondere Situation sogenannter Opferzeu-
ginnen verlangt daher nach speziellen po-
lizeilichen Schutzmaßnahmen sowie einer 
fachkompetenten intensiven psychosozia-
len Betreuung.

Diese fachkompetente intensive psycho-
soziale Betreuung wird von den Mitarbei-
terinnen der Fachberatungsstellen für Be-
troffene von Frauenhandel (FBS) geleistet. 

Arbeit der Fachberatungsstellen

Fachberatungsstellen sind Nichtregie-
rungsorganisationen, die von Frauenhan-
del betroffenen Frauen konkrete Hilfen 
anbieten. Mitte der 80er Jahre haben sich 
in Deutschland die ersten Beratungsstel-
len gegründet und ihre Arbeit aufgenom-
men. Die Unterstützungsangebote stehen 
grundsätzlich allen betroffenen Frauen 
offen und zwar völlig unabhängig davon, 
ob die Frauen mit den Strafverfolgungsbe-
hörden kooperieren oder nicht. Im Mit-
telpunkt der Beratungsarbeit stehen über-
wiegend die Bedürfnisse, Interessen und 
Belange der betroffenen Frauen. 
Fachberatungsstellen assistieren den Kli-
entinnen in der Wahrnehmung ihrer 
Rechte. Sie unterstützen betroffene Frau-
en bedarfsgerecht bei allen notwendigen 
Schritten. Mit psycho-sozialer Beratung 
und der Organisation verschiedener An-
gebote unterstützen sie die Stabilisierung 
und Gesundung der Klientinnen. Die 
Beratungsarbeit erfolgt auf freiwilliger Ba-
sis und je nach Bedarf muttersprachlich. 
Beraterinnen unterliegen der Schweige-
pflicht und behandeln alle Angaben ihrer 
Klientinnen vertraulich.1 

Mittlerweile gibt es in fast jedem Bun-
desland solche spezialisierten Fachbera-
tungsstellen (Grafik), die ihre Angebote 
jedoch häufig mit nur engen personellen 
Ressourcen und Sachmitteln ausgestalten 
müssen. 

Diese Fachberatungsstellen haben sich mit 
Migratinnenorganisationen, Lobbyorgani-
sationen, Schutzwohnungen und Frauen-
häusern sowie Prostituiertenberatungsstel-
len zusammengeschlossen und den Koor-
dinierungskreis gegen Frauenhandel und 
Gewalt an Frauen im Migrationsprozess 
e.V. (KOK e.V.) gegründet. Ziel war und 
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diese dann hinzuziehen. Damit sich die 
jeweilige Frau im Vorfeld ein eigenes Bild 
über das Angebot der Beratungsstelle ma-
chen kann ist es sinnvoll, wenn der Po-
lizeidienststelle mehrsprachiges Infoma-
terial vorliegt, welches die Beamten und 
Beamtinnen dann bei Bedarf aushändigen 
können.

Der Zeitpunkt der Einschaltung der Fach-
beratungsstelle durch die Polizei variiert 
zum Teil sehr – dies kann vor geplanten 
Aktionen sein sowie vor, während oder 
nach den Vernehmungen. Grundsätzlich 
lässt sich festhalten: Je früher die Fach-
beratungsstelle eingeschaltet wird umso 
besser ist dies für die betroffenen Frauen, 
da sich die Vertrauensbeziehung zwischen 
der Klientin und der Beraterin leichter 
aufbauen lässt. Weitere Argumente für 
eine frühe Einschaltung der FBS sind: 

• Je früher die Beratungsstelle informiert 
ist, umso reibungsloser lässt sich die 
Unterbringung organisieren.

•  Zudem ermöglicht eine frühe Ein-
schaltung, dass die Interessen der Frau-
en besser vertreten werden können 

– beispielsweise gegenüber Polizei oder 
Staatsanwaltschaft.

• Die Mitarbeiterin der Fachberatungs-
stelle kann die Aussage- und Koope-
rationsbereitschaft der Zeugin positiv 
fördern.

• Wenn die Frau es wünscht, sollte der 
Beraterin die Teilnahme an weiteren 
Vernehmungen durch die Polizei ge-
stattet werden. Dies ist natürlich nur 
möglich, wenn die Beratungsstelle 
rechtzeitig informiert wird.2

Erstgespräch

Sofern eine Verständigung möglich ist, 
sollte das Erstgespräch alleine zwischen 
Beraterin und Zeugin statt finden. Ge-
gebenenfalls sollte eine Dolmetscherin 
hinzugezogen werden. Ein von der Poli-
zei getrenntes Gespräch ermöglicht der 
betroffenen Frau das Auseinanderhalten 
der unterschiedlichen Rollen und Auf-
gaben der beiden Berufsgruppen. Dafür 
sollte auch ein geeigneter Raum zur Ver-
fügung stehen, da es sich hierbei nicht um 
ein Gespräch zwischen Tür und Angel auf 
dem Gang der Polizeidienststelle handeln 
sollte. 

Ziele des Erstgesprächs sind:
• Kennenlernen und Aufbau einer Ver-

trauensbeziehung

• Erfassen der besonderen Problemlage 
der betroffenen Frau

• Förderung der Aussage- und Kooperati-
onsbereitschaft

• Information über das Beratungs- und 
Betreuungsangebot der Fachberatungs-
stelle

Selbstverständlich ist darauf zu achten, 
dass die potenzielle Zeugin in ihrer Ent-
scheidung nicht beeinflusst wird und ihr 
keine fiktiven Versprechungen gemacht 
werden.

Schaffung von Rahmenbedingungen
Hat sich herausgestellt, dass eine Frau zur 
Kooperation mit der Polizei bereit ist, sie 
wichtige Zeugenaussagen machen kann 
und bis zum Ende der Hauptverhandlung 
in Deutschland bleiben wird, müssen in 
der Folge zunächst die wichtigsten Rah-
menbedingungen für sie geschaffen wer-
den, so dass ein rechtlich und finanziell 
abgesicherter Aufenthalt für sie möglich 
ist. Dazu gehören folgende Elemente:

• Unterbringung
 Die Unterbringung der Opferzeugin 

wird von der Fachberatungsstelle gere-
gelt. Hierzu sind Absprachen mit der 
Polizei jedoch dringend erforderlich. 
Die zuständige Polizei muss sich klar 
über die Gefährdungslage der betroffe-
nen Frau äußern, da sie nur an einem 
Ort untergebracht werden kann, der 
weit genug von den Tatorten entfernt 
ist. Bei der Wahl einer geeigneten Un-
terbringung hat die Sicherheit der Frau 
absolute Priorität, so muss weitest-
gehend sichergestellt sein, dass sie an 
diesem Ort keinem Tatbeteiligten oder 
ehemaligen Kunden begegnet.

• Erwirken einer Aufenthaltserlaubnis 
bei der zuständigen Ausländerbehörde.

 Dafür muss zunächst eine schriftliche 
Stellungnahme der zuständigen Staats-
anwaltschaft eingeholt werden, aus der 
hervorgeht, dass die betroffene Frau als 
unverzichtbare Zeugin für ein Strafver-
fahren benötigt wird und aus diesem 
Grund ein Verbleib im Bundesgebiet 
notwendig ist.

• Finanzielle Absicherung
 Die finanzielle Grundsicherung ist 

über das zuständige Sozialamt ge-
währleistet. Die Opferzeugin erhält 
Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (vgl. § 1 AsylbLG). Dabei 
handelt es sich allerdings nur um ein-
geschränkte Leistungen, so dass seitens 
der Fachberatungsstelle in der Regel 
noch zusätzliche Kosten übernommen 
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werden müssen – so z.B. Kosten für 
Bekleidung, Handy (die Erreichbarkeit 
der Klientin ist aus Sicherheitsgründen 
dringend erforderlich), Wörterbuch, 
Dolmetscherkosten, Fahrtkosten, Ge-
bühren für Deutschkurse und andere 
Qualifizierungsangebote.

• Anmeldung bei dem Einwohnermelde-
amt

 Die Frau muss bei dem Einwohner-
meldeamt des Wohnorts angemeldet 
werden. Dabei ist besonders wichtig, 
dass ihr aus Sicherheitsgründen eine 
generelle Auskunftssperre erteilt wird. 
Hierfür ist in der Regel eine kurze Stel-
lungnahme von Polizei oder Staatsan-
waltschaft erforderlich.

• Besorgung von Dokumenten (Pass, 
Zeugnisse, Geburtsurkunde u.ä.)

 Ist der Opferzeugin der Reisepass abge-
nommen oder gestohlen worden, oder 
hat sie noch nie einen besessen, so müs-
sen Reisdokumente oder im Einzelfall 
auch ein neuer Pass bei dem zuständi-
gen Konsulat beantragt werden. Mit-
unter ist es auch wichtig andere Doku-
mente zu besorgen – z.B. Zeugnisse aus 
dem Herkunftsland, Geburtsurkunden 
oder Ehefähigkeitsbescheinigungen.

Die Zuständigkeiten der Praxis für die 
Regelung von Behördenangelegenheiten 
variiert in den einzelnen Bundesländern 
– so kann sie entweder bei der Fachbera-
tungsstelle oder der Polizei liegen. 

Einen Schwerpunkt in der Arbeit der FBS 
bildet die psychosoziale Beratung: 

Psychosoziale Betreuung
Die Ziele der psychosozialen Beratung 
sind: 
• Ausbau der Vertrauensbeziehung
• Psychische Stabilisierung
• Integration der traumatischen Erfah-

rungen
• Entwicklung von Zukunftsperspek-

tiven

Inhalte:
• Hilfen zur Bewältigung des Alltags, 

Unterstützung beim Aufbau sozialer 
Kontakte

• Stärkung des Selbstwertgefühls
• Förderung der Eigenverantwortung 

sowie der Fähigkeit selbstbestimmt zu 
handeln

• medizinische Versorgung, evtl. Vermitt-
lung psychotherapeutischer Hilfsange-
bote

• Gesprächsangebot bezüglich verschie-
dener Themen – z.B. Tatgeschehen, 
emotionale Bindungen an Personen 
aus dem Milieu, lebensgeschichtlicher 

Hintergrund, familiäre Situation, Ängs-
te, aktuelle Probleme

• Krisenintervention – z.B. bei Proble-
men mit der Bewältigung von Gewal-
terfahrungen, Einsamkeit, Heimweh, 
Zukunftsängsten, Schuldfragen

• schulische und berufliche Perspektiven 
– Deutschkurse, andere Schulabschlüsse, 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, 
Erwerbstätigkeit

Ein besonderes Problem stellt die Tatsa-
che dar, dass Frauen, die Opfer von Men-
schenhandel wurden, häufig auf Grund 
der massiven Gewalt- und Abhängigkeits-
erfahrungen traumatisiert sind. Mögliche 
Symptome einer Traumatisierung können 
sein: quälende Erinnerungen und immer 
wiederkehrende Bilder, Wiedererleben 
des Traumas, Erinnerungsverlust, Ver-
meidung, körperliche Reaktionen (z.B. 
Kopfschmerzen, Schwitzen, Anstieg des 
Blutdrucks), Aggressivität und Reizbar-
keit, mangelnde Konzentrationsfähigkeit, 
Schreckhaftigkeit, Interesseverlust, Gefühl 
der Hoffnungslosigkeit sowie übertriebe-
ne Wachsamkeit. Darüber hinaus können 
auch zwanghafte Reaktionen auftreten 

– beispielsweise Waschzwänge.
Um einer Chronifizierung entgegenzu-
wirken wäre in vielen Fällen eine schnelle 
therapeutische Intervention nötig, doch 
lässt sich dies aus unterschiedlichen Grün-
den meist nicht bewerkstelligen. So stehen 
mangelnde Sprachkenntnisse, unzurei-
chende Motivation der Betroffenen und 
vor allem ungeklärte Finanzierungsfragen 
diesem Anliegen entgegen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit von 
Fachberatungsstellen ist die Vermittlung 
einer Rechtsanwältin zur Nebenklagever-
tretung sowie die Prozessvorbereitung, -be-
gleitung und -nachbereitung Die Ladung 
zum Gerichtstermin und die anstehende 
Aussage als Zeugin setzt die Frauen in der 
Regel unter großen psychischen Druck. 
Sie müssen von daher intensiv darauf vor-
bereitet werden. Nach Beendigung ihrer 
Aussage steht die Beraterin als Ansprech-
partnerin für die gemachten Erlebnisse 
zur Verfügung, da die Frauen meist das 
Bedürfnis haben nochmals über die Ge-
richtsverhandlung zu reden. Dieser Teil-
bereich der Arbeit der FBS ist sehr perso-
nal- und zeitintensiv, wird hier aber auf 
Grund der vorhandenen Sachkenntnis der 
Leser und Leserinnen nicht im Detail be-
schrieben. 

Die Arbeit der FBS endet jedoch nicht 
mit dem Strafverfahren oder der Beratung 
mit den betroffenen Frauen, wenn diese 
sich nicht für eine Aussage entscheiden, 
sondern die Beratungsstellen unterstützen 
die Frauen auch bei ihrer Rückkehr in ihr 
Herkunftsland oder bei der weiteren Inte-
gration in Deutschland: 

Rückkehrhilfen sowie Hilfen bei der 
weiteren Integration in Deutschland
Bei Klientinnen, die nach Beendigung des 
Gerichtsverfahrens in das Herkunftsland 
zurückkehren müssen, ist dieser Schritt 
genau zu planen. Die Rückkehr muss so-
wohl psychologisch als auch organisato-
risch vorbereitet werden. Dies beinhaltet 

Das Beratungsangebot der FBS 
Die Fachberatungsstellen bieten je 
nach Konzept und personeller Aus-
stattung in folgenden Bereichen Be-
ratung und Unterstützung an:

• fortlaufende psychosoziale Bera-
tung

• Klärung ausländer- und sozial-
rechtlicher Fragen, Sicherung des 
Lebensunterhaltes

• Angebot/Vermittlung von Un-
terbringung, medizinischer Ver-
sorgung, Therapieangeboten, 
Bildungsmaßnahmen und Frei-
zeitgestaltung 

• Begleitung zu Behörden

• Begleitung im Ermittlungs- und 
Strafverfahren und vor Gericht

• Vermittlung RechtsanwältIn (Anm: 
rechtlicher Unterschied zwischen 

juristischem Beistand und Rechts-

anwalt)

• Organisation und Unterstützung 

bei der Ausreise und Vermittlung 

von Hilfsangeboten in den Her-

kunftsländern
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den. Nachdrücklich wird betont, 
dass wichtige Voraussetzungen für 
eine gelingende Kooperation erfüllt 
sein müssen: Akzeptanz der unter-
schiedlichen Zielsetzungen beider 
Seiten, klare Trennung zwischen 
Ermittlung und Betreuung, Transpa-
renz der Arbeitsgebiete und Berufs-
rollen vor allem auch für die Opf-
erzeuginnen. Darüber hinaus werden 
Kriterien für eine Aufnahme in das 
Programm benannt. Die Entschei-
dung über die Aufnahme liegt bei 
der Polizei im Einvernehmen mit 
der Staatsanwaltschaft, aber auch die 
Fachberatungsstellen sollen daran be-
teiligt werden.6

Im Weiteren werden konkrete Aufgaben-
zuweisungen an beide beteiligten Berufs-
gruppen festgeschrieben:

Maßnahmen der Polizei

 1. Bereits bei der ersten Kontaktauf-
nahme der Ermittlungsbehörden zu 
einem potentiellen Opfer ist dieses 
über die Möglichkeit der Unterstüt-
zung durch eine unabhängige Fach-
beratungsstelle aufzuklären. Sobald 
die ermittlungsführende Dienststelle 
den Verdacht hat, dass es sich um ein 
Opfer von Menschenhandel handeln 
könnte, nimmt sie umgehend Kon-
takt mit der Fachberatungsstelle und 
dem für die Schutzmaßnahmen zu-
ständigen polizeilichen Sachbereich 
auf.

 2. Die Polizei regelt die Formalitäten 
bei den zuständigen Behörden und 
richtet Sperrvermerke ein.

 3. Sie führt Schutzmaßnahmen für 
Opferzeugen/innen vor, während 
und nach Orts-, Vernehmungs- und 
Gerichtsterminen durch.

 4. Sie berät hinsichtlich des Schutzes 
der Mitarbeiterinnen der Fachbera-
tungsstellen.

Maßnahmen der
Fachberatungsstellen

 1. Die Fachberatungsstelle entscheidet 
in Absprache mit der Polizei über 
den künftigen Unterbringungsort 
der Opferzeugen/innen. Die Fach-
beratungsstelle bringt Opferzeugen/
innen in geeigneten Einrichtungen 
unter.

Opferschutzprogramme, in anderen nicht. 
Auch die Fachberatungsstellen sind in ih-
ren Ressourcen äußerst unterschiedlich 
ausgestattet.“4

Modell der Kooperationsvereinbarun-
gen
Um der Zusammenarbeit einen verbind-
lichen Rahmen zu geben, wurde die Idee 
von Kooperationsvereinbarungen entwi-
ckelt. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
Frauenhandel5 hat als Modell ein Koope-
rationskonzept entwickelt, bei dem Polizei 
und Fachberatungsstellen im Sinne eines 
effektiven Opferschutzes zusammenwir-
ken: Die Polizei sorgt für den Schutz der 
Opfer und die Fachberatungsstellen für 
ihre professionelle Betreuung. Koopera-
tionsvereinbarungen sind also schriftlich 
festgehaltene Vereinbarungen, wodurch 
die Zusammenarbeit zwischen Polizeibe-
hörden und Fachberatungsstellen geregelt 
wird. Je nach Ausgestaltung in Form von 
Verträgen oder Erlassen (Verwaltungsvor-
schrift auf Landesebene) entfalten Koope-
rationsvereinbarungen eine hohe Verbind-
lichkeit. 

In der Vorbemerkung des Bundeskoope-
rationskonzeptes wird auf die allgemeine 
Problemlage eingegangen, die den Delikts-
bereich Menschenhandel betrifft, ebenso 
werden die Rechtsgrundlagen und die 
Auswirkungen auf die Opfer dargestellt. 
Die Durchführung des Strafverfahrens 
und Berücksichtigung der psychischen 
Situation der Opferzeuginnen besitzen 
die gleiche Priorität. Ferner kann von 
einer deliktsimmanenten Gefährdung 
ausgegangen werden. Schließlich wird das 
Grundverständnis dargestellt, auf welches 
sich die Beteiligten einigen konnten – es 
umfasst folgende Punkte: 
 

Eckpunkte

 • Effektive Strafverfolgung durch den 
Verbleib der Opferzeuginnen in 
Deutschland und Recht auf würdige 
Behandlung der Opferzeuginnen. 

 • Positive Auswirkungen einer adäqua-
ten Betreuung auf die Opferzeugin-
nen.

 • Bleiberecht nach Verfahrensende bei 
konkreter Gefährdung und gegensei-
tige Absprachen bezüglich der Maß-
nahmen für Opferzeuginnen. 

 • Für eine Umsetzung des Koopera-
tionskonzeptes wird es als wichtig 
erachtet, dass bei der Polizei ent-
sprechende Sachbereiche eingerich-
tet und bundesweit flächendeckend 
Fachberatungsstellen etabliert wer-

im einzelnen die Kontaktherstellung bzw. 
– verbesserung zu der Familie vor Ort, die 
Kontaktherstellung zu Beratungsstellen in 
den Herkunftsländern sowie die gesamte 
organisatorische Abwicklung der Rück-
kehr - damit verbunden auch die Prüfung 
und Abwicklung finanzieller Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für die Betroffenen 
Frauen. 

Bei Klientinnen, die aus Gefährdungs-
gründen nicht in das Herkunftsland aus-
reisen können, wird die begonnene Betreu-
ung gegebenenfalls weiter fortgesetzt. Da, 
wo die Frau noch Unterstützung braucht, 
soll sie sie erhalten, aber grundsätzlich ist 
eine Lockerung der Beratungsbeziehung 
anzustreben. Die Frau soll darin gefördert 
werden ein möglichst selbständiges und 
unabhängiges Leben in Deutschland zu 
führen. Voraussetzungen dafür sind die fi-
nanzielle Eigenständigkeit, ein intaktes so-
ziales Umfeld sowie psychische Stabilität.

Die Notwendigkeit von FBS wird auch in 
Fachkreisen anerkannt: 

„Die Bekämpfung des Menschenhan-
dels ist im Bundeskriminalamt priori-
siert. Die Opfer von Menschenhandel 
sind für die polizeiliche Arbeit ent-
scheidend, da oftmals nur durch ihre 
Aussage diese Straftaten angeklagt 
werden können. Nur physisch und 
psychisch stabilisierte Opfer sind in 
der Lage, als Zeuginnen vor Gericht 
verwertbare Aussagen zu machen. 
Voraussetzung hierfür ist eine umfas-
sende psycho-soziale Betreuung, die 
durch besonders qualifizierte Fachbe-
ratungsstellen geleistet wird.“ 3

Kooperation mit den Strafverfolgungs-
behörden

Um eine adäquate Betreuung der Opfer-
zeuginnen zu ermöglichen ist eine Koope-
ration zwischen Fachberatungsstelle und 
den Strafverfolgungsbehörden unerläss-
lich. Eine besondere Bedeutung kommt 
hierbei der Kooperation mit der zustän-
digen Polizei zu. 

„Die Strafverfolgung des Delikts Men-
schenhandel ist in erster Linie Länder-
sache. In den einzelnen Bundesländern 
bestehen sehr unterschiedliche Erfah-
rungen bezüglich des Zusammenwirkens 
von Polizei und Fachberatungsstellen. So 
hängt es vom Engagement der Beteiligten 
und dem Maß der gegenseitigen Akzep-
tanz ab, inwieweit solche Kooperationen 
Wirksamkeit entfalten. Ferner ist es von 
erheblicher Bedeutung, wie die jeweilige 
Landespolizei gegen Menschenhandel vor-
geht – so gibt es in einigen Bundesländern 
Spezialermittlungsstellen und polizeiliche 
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 2. Sie gewährleistet eine kontinuierliche 
psycho-soziale Betreuung der Opfer-
zeugen/innen und vermittelt medizi-
nische Versorgung.

 3. Mitarbeiterinnen der Fachberatungs-
stelle nehmen bei Vernehmungen der 
Opferzeugen/innen, sofern von die-
sen gewünscht, teil.

 4. Die Mitarbeiterinnen der Fachbera-
tungsstelle gewährleisten psychologi-
sche Unterstützung der Zeugin vor, 
während und nach Orts-, Verneh-
mungs- und Gerichtsterminen.

 5. Die Fachberatungsstelle vermittelt 
der Zeugin Aus- und Fortbildungs-
angebote für reintegrative Maßnah-
men.7 

Praktische Anwendung kann das Koope-
rationskonzept, auf Grund der föderalen 
Struktur der Polizei, nur auf Bundesebene 
finden. Daher wurde das Kooperations-
konzept als Empfehlung in die einzelnen 
Bundesländer weitergeleitet mit dem Ziel, 
dass es dort als Vorlage für länderspezifi-
sche Vereinbarungen Verwendung finden 
soll.

Seit 1998 sind in neun Bundesländern 
(Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz 
und Sachsen-Anhalt. Baden-Würtemberg) 
und einer Kommune (Köln) Kooperati-
onsvereinbarungen geschlossen worden. 
Vorgespräche finden in Sachsen statt. In 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Saarland und Thürin-
gen liegt bisher kein Ergebnis vor.

Um die Wirksamkeit solcher Kooperati-
onsvereinbarungen zu evaluieren, fand 
im Januar 2006 eine länderübergreifen-
de Fachklausur statt8, die vom KOK e.V. 
(www.kok-buero.de) organisiert und in 
Kooperation mit dem BMFSFJ, BKA und 
BMZ/GTZ vorbereitet wurde. Hierbei 
wurde klar benannt, dass Kooperations-
vereinbarungen ein wirksames Instrument 
sind und sowohl den Opferschutz für 
betroffene Frauen verbessern sowie im 
Umkehrschluss die Strafverfolgung des 
Menschenhandels begünstigen. Die Emp-
fehlung der TeilnehmerInnen war, dass 
in allen Bundesländern Kooperationsver-
einbarungen geschlossen und regelmäßig 
evaluiert werden müssen. Festgehalten 
wurde, dass eine schriftliche Vereinbarung 
notwendig ist, da andernfalls eine Koo-
peration zwischen Polizei und Fachbera-
tungsstellen immer von der Bereitschaft 
der einzelnen Beteiligten und von ihrem 
guten Willen abhängig ist. Der Hinter-

grund für dieses Ergebnis ist, dass eine 
gut funktionierende Kooperation schnell 
hinfällig werden kann, wenn es zu perso-
nellem Wechsel kommt und deswegen ein 
gemeinsames Vorgehen neu abgesprochen 
und gestaltet werden muss. Darüber hin-
aus kann es sein, dass nur einige Polizei-
dienststellen eines Bundeslandes der Koo-
peration zustimmen, andere jedoch nicht. 
Ziel und Zweck von Kooperationsverein-
barungen ist aber, klare und verbindliche 
Regelungen bezüglich Schutz und Betreu-
ung von Opferzeuginnen festzuschreiben. 
Die Notwendigkeit der Erarbeitungen von 
Kooperationsvereinbarungen ist in jedem 
Bundesland gegeben, auch wenn dort 
punktuell schon eine gute Zusammenar-
beit möglich ist.

In Vorbereitung für die Klausurtagung 
wurde die Sozialpädagogisches Institut 
und Forschung gGmbH Berlin vom KOK 
e.V. beauftragt eine Expertise zu den Ko-
operationsvereinbarungen zwischen Fach-
beratungsstellen und Polizeien in Deutsch-
land als ein wirksames Instrument der 
Bekämpfung des Menschenhandels zu er-
stellen. Eines der wesentlichen Ergebnisse 
dieser Expertise war, „dass Fachberatungs-
stellen mit Kooperationsvereinbarungen 
im Durchschnitt in allen Erhebungszeit-
räumen mehr Opfer von Menschenhan-
del erreichten und mehr Opferzeuginnen 
betreuten als Fachberatungsstellen ohne 
Kooperationsvereinbarung. Sie tragen 
also zur Erhellung des Dunkelfeldes bei. 
(...) Wichtig ist es jedoch, veränderte Gege-
benheiten und neue gesetzliche Grundla-
gen erwachsenden Veränderungen Raum 
zu geben und auch die Schriftformen und 
die praktische Umsetzung in regelmäßi-
gen Abständen zu überprüfen und nach 
Bedarf anzupassen.“ 9 Ein positiver Effekt 
der Klausurtagung war, dass sich die Teil-
nehmerInnen einigten, die Bundeskoope-
ration aus dem Jahr 2001 auf Grund der 
eingetretenen gesetzlichen Änderungen 
sowie den gewonnen Erfahrungen aus der 
Praxis zu überarbeiten. In der Folge wurde 
daher eine Arbeitsgemeinschaft gegründet, 
welche sich zusammensetzt aus Vertretern 
und Vertreterinnen vom KOK e.V., Bun-
deskriminalamt, Polizeidienststellen sowie 
Fachberatungsstellen, die diese Überarbei-
tung vornimmt.

Genügend Fachberatungsstellen dau-
erhaft absichern

Auf Grund der ausgesprochenen schwieri-
gen persönlichen Situation der Opfer von 
Menschenhandel müssen diese, wenn sie 
sich bereit erklären mit der Polizei zu ko-
operieren und in einem Gerichtsverfahren 
zur Verfügung zu stehen, auf Grund der 

potentiellen Gefährdung ausreichenden 
Schutz von der Polizei erhalten, aber auch 
angemessen von der Mitarbeiterinnen der 
Fachberatungsstellen betreut werden. 

Beide Aspekte sind unbedingt erforder-
lich. Im Interesse der betroffenen Frauen 
als auch im Interesse der Verfahrenssiche-
rung ist deswegen die Zusammenarbeit 
von Fachberatungsstellen und Polizei er-
forderlich. Dieser Zusammenarbeit kann 
Struktur und Verbindlichkeit durch eine 
Kooperationsvereinbarung gegeben wer-
den. 

Ferner ist es ein dringendes Erfordernis, 
dass bereits existierende Fachberatungs-
stellen mit ausreichenden finanziellen 
Mitteln ausgestattet werden, die eine 
kontinuierliche Arbeit und deren Ausbau 
ermöglichen. In Bundesländern ohne ent-
sprechendes Angebot muss vordringlich 
die Einrichtung spezifischer Fachbera-
tungsstellen umgesetzt werden. Bestehen-
de Fachberatungsstellen müssen mit aus-
reichenden Ressourcen ausgestattet und 
dauerhaft abgesichert werden. 
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